
 

 

 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zusammenfassung: 
Im Fokus der aktuellen Diskussion über die Flüchtlingsursachen stehen vorrangig 
militärische oder wirtschaftliche Krisen und Notsituationen in den Herkunftsländern 
von Flüchtlingen. Unter den Asylsuchenden in der EU finden sich allerdings auch 
Menschen, die aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder ihrer Geschlechtsidentität 
in ihren Herkunftsländern verfolgt werden. Die vorliegende Kurzexpertise beleuchtet 
die legislative Entwicklung der EU zur Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft von 
verfolgten lesbischen, schwulen, bisexuelle, transsexuellen und intersexuellen 
Menschen (engl. LGBTI) und schildert einen Überblick über die bedeutendsten 
Probleme, mit denen sie bei ihrer Ankunft in Europa konfrontiert werden. 
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1 Einleitung 
Im Fokus der aktuellen Diskussion über die Flüchtlingsursachen stehen vorrangig militäri-
sche oder wirtschaftliche Krisen und Notsituationen in den Herkunftsländern von Flüchtlin-
gen. Unter den Asylsuchenden finden sich allerdings auch Menschen, die aufgrund ihrer se-
xuellen Orientierung1 oder ihrer Geschlechtsidentität2 in ihren Herkunftsländern verfolgt wer-
den. Verfolgung von lesbischen, schwulen, bisexuellen, transsexuellen und intersexuellen3 
Menschen (engl. Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender and Intersexual, LGBTI) ist aufgrund 
kultureller und religiöser Ansichten nicht nur auf gesellschaftlicher Ebene vorzufinden, son-
dern auch auf staatlicher: Im Jahr 2015 war gleichgeschlechtlicher Geschlechtsverkehr in 75 
Staaten – das entspricht in etwa einem Drittel aller Weltstaaten – mit strafrechtlicher Ahn-
dung gesetzlich verboten (Carroll/Itaborahy 2015: 28).  

Ein wichtiger Bestandteil der politischen Agenda der EU ist der Schutz und die Gewährung 
von LGBTI-Rechten. In den letzten Jahrzehnten wurden bedeutende Fortschritte für den 
Ausbau von LGBTI-Rechten in der EU-Gesetzgebung erzielt. Insofern übt die Union eine 
zentrale Vorbildfunktion auf internationaler Ebene aus, indem LGBTI als ein wesentliches 
Element der europäischen Identität wahrgenommen wird (Colpani/Habed 2014). Folglich 
erhält Europa in den letzten Jahren zunehmend Asylanträge von LGBTI-Flüchtlingen (FRA 
2015). Dieses Phänomen ist derzeit nicht nur von Bedeutung für traditionelle Hauptaufnah-
meländer von Asylsuchenden, sondern betrifft etliche andere europäische Staaten: Im Jahr 
2014 bewilligten mehrere europäische Staaten, z. B. Portugal, zum ersten Mal Asylanträge 
aufgrund der sexuellen Orientierung (ILGA-Europe 2015: 16).  

LGBTI-Flüchtlinge werden jedoch mit zahlreichen Problemen bei ihrer Ankunft in EU-
Mitgliedstaaten konfrontiert. Diese Probleme umfassen insbesondere die rechtlichen Spiel-
räume des nationalen Asylrechts in den EU-Mitgliedsstaaten, die mangelhafte Mitarbeiter-
qualifizierung bei der Anerkennungspraxis von Verfolgten aufgrund der sexuellen Orientie-
rung bzw. der Geschlechtsidentität oder die herrschende Missbilligung von Menschen aus 
stark religiös geprägten Herkunftsländern gegenüber LGBTI in Aufnahmeeinrichtungen 
(Faiola 2015). 

 

                                                

1
 Der Begriff „sexuelle Orientierung“ (engl. sexual orientation) bezeichnet die am Geschlecht orientierte Wahl der Sexualpartne-

rinnen oder -partner, d. h., zu welchem Geschlecht oder zu welchen Geschlechtern sich jemand hingezogen fühlt. 
2
 Der Begriff „Geschlechtsidentität“ (engl. gender identity) beschreibt die innere Gewissheit und Selbstwahrnehmung, einem 

bestimmten Geschlecht anzugehören. Die wahrgenommene Geschlechtsidentität stimmt nicht immer mit dem biologischen 
Geschlecht überein, wie z. B. bei transsexuellen Menschen. 

3
 Intersexualität ist ein Sammelbegriff, der ein breites Spektrum an unterschiedlichen Formen von biologischer Sexualität um-

fasst. Der Begriff bezieht sich auf biologische Merkmale, die weder eindeutig männlich noch weiblich sind. 
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2 Rechtliche Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft für 
verfolgte LGBTI 

Das grundlegende Rechtsinstrument zur Regelung des Asylrechts ist die Genfer Flüchtlings-
konvention aus dem Jahr 1951. Artikel 1 der Konvention enthält eine Reihe von Ursachen, 
nach denen Menschen die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft erhalten können. Unter 
den Kriterien zur Feststellung der Flüchtlingseigenschaft wird die homophobe Verfolgung 
zwar nicht explizit erwähnt, dennoch wird die Verfolgung aufgrund der „Angehörigkeit einer 
bestimmten sozialen Gruppe“ als Flüchtlingsursache anerkannt. Laut der Rechtsprechung 
einzelner Staaten, wie z. B. Kanada oder Neuseeland, ist das Merkmal der sexuellen Orien-
tierung hierunter zuzuordnen, so dass Asyl für verfolgte LGBTI gewährleistet werden kann. 
Dennoch ist nach wie vor die rechtliche Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft von verfolg-
ten Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung und ihrer Geschlechtsidentität in ihren 
Herkunftsländern in zahlreichen Aufnahmestaaten problematisch und unübersichtlich 
(Weßels 2011). 

Angesichts der nationalen Unterschiede in der Auslegung dieser Rechtsgrundlage zur Aner-
kennung der Flüchtlingseigenschaft aufgrund homophober Verfolgung erstellte der Hohe 
Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte (engl. United Nations High Commis-
sioner for Human Rights, UNHCHR) 2008 den Leitfaden Guidance Note on Refugee Claims 
Relating to Sexual Orientation and Gender Identity. Dieser Leitfaden identifizierte erstmalig 
zahlreiche der Probleme bei der rechtlichen Interpretation der Flüchtlingsdefinition der Gen-
fer Konvention für verfolgte LGBTI und ermöglichte einen wichtigen Ansatzpunkt für Recher-
chen und Politikgestaltung auf internationaler Ebene in diesem Bereich (ebd.). 

2.1 Entwicklung des EU-Asylrechts für LGBTI-Flüchtlinge 
Erst ab den 2000er Jahren wurden im EU-Raum legislative Fortschritte zur Anerkennung der 
Asylrechte für verfolgte LGBTI erzielt. Seitens legislativer Instanzen der EU und einzelner 
nationaler Gesetzgeber wurden bedeutende Rechtsakte für den rechtlichen Schutz von 
LGBTI-Flüchtlingen verabschiedet. Aus internationaler Perspektive zeigt die Entwicklung des 
EU-Asylrechts die federführende Rolle der Union bei der Gewährleistung der Menschenrech-
te für LGBTI. Die Umsetzung der gemeinsamen EU-Rechtsvorschriften zum Asylrecht in na-
tionales Recht der einzelnen EU-Mitgliedstaaten erweist allerdings Verbesserungspotenzial 
hinsichtlich des Schutzes für LGBTI: Probleme bereiten vor allem die Aufnahmebereitschaft 
von LGBTI-Asylsuchenden, die rechtlichte Interpretation der Verfolgungsgründe und die 
Anerkennungspraxis. 

2.1.1 Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft für verfolgte LGBTI 
Die Umsetzung der Richtlinie 2004/83/EG in den EU-Mitgliedsstaaten4 brachte einen bedeu-
tenden Schritt für die rechtliche Anerkennung von verfolgten LGBTI in der EU. Auf Basis der 
Genfer Konvention legte diese Richtlinie die ersten gemeinsamen Mindestnormen für die 
Anerkennung von Drittstaatsangehörigen als Flüchtlinge im EU-Raum fest. In der Richtlinie 
erfolgt die Abgrenzung der Flüchtlingsursachen anhand des Artikels 1(A) der Genfer Kon-

                                                

4
 Dänemark war nicht an der Annahme der Richtlinie 2004/83/EG beteiligt. 
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vention, in dem die sexuelle Orientierung als Flüchtlingsursache nicht explizit erfasst wird. 
Allerdings greift Artikel 10(1)d der Richtlinie 2004/83/EG die Genfer Konvention auf und sub-
sumiert das Merkmal der sexuellen Orientierung unter dem Begriff „bestimmte soziale Grup-
pen“: 

Je nach den Gegebenheiten im Herkunftsland kann als eine soziale Grup-
pe auch eine Gruppe gelten, die sich auf das gemeinsame Merkmal der 
sexuellen Ausrichtung gründet […]. 

Hiermit wurde die homophobe Verfolgung als Flüchtlingsursache im EU-Asylrecht erstmalig 
festgestellt. Mit der Umsetzung der Richtlinie 2004/83/EG wurde zudem der subsidiäre 
Schutz in gemeinsame EU-Rechtsvorschriften eingeführt (siehe Kapitel V der Richtlinie 
2004/83/EG). Er ermöglicht Asylsuchenden, die nicht als Flüchtlinge im Sinne der Genfer 
Konvention anerkannt wurden, eine Aufenthaltsgenehmigung aufgrund nachweisbarer Be-
drohung in ihren Herkunftsländern. Der subsidiäre Schutz ist für LGBTI-Flüchtlinge beson-
ders relevant, da in ihren Herkunftsländern die Gefahr der Todesstrafe und Folter aufgrund 
von Homo- und Transsexualität besteht, und dennoch scheint die rechtliche Anerkennung 
ihrer Flüchtlingseigenschaft in zahlreichen EU-Mitgliedstaaten willkürlich zu sein. Auf der 
Grundlage einer Empfehlung der EU-Kommission im Jahr 2009 wurde die Richtlinie 
2004/83/EG neugefasst und als Richtlinie 2011/95/EU verabschiedet, deren Umsetzung in 
das nationale Recht der meisten EU-Mitgliedsstaaten Ende 2013 erfolgte.5 Ziel der Neufas-
sung war, die noch bestehenden Unstimmigkeiten bei der Flüchtlingsanerkennung im EU-
Raum zu überwinden und darauf aufbauend, einen solideren, gemeinsamen Rechtsrahmen 
in den EU-Mitgliedsstaaten zu gestalten. Hiermit wurden bedeutende Fortschritte für die 
Flüchtlingsanerkennung von LGBTI erzielt, insbesondere durch die Erweiterung des Begriffs 
„bestimmte soziale Gruppen“ um das Merkmal der Geschlechtsidentität:  

[…] Geschlechtsbezogene Aspekte, einschließlich der geschlechtlichen 
Identität, werden zum Zweck der Bestimmung der Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder der Ermittlung eines Merkmals einer sol-
chen Gruppe angemessen berücksichtigt. 

Die Richtlinie 2011/95/EU stellt daher fest, dass die sexuelle Orientierung sowie die Ge-
schlechtsidentität bedeutende Kriterien für die rechtliche Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaft sind. Trotzdem ist die Gewährleistung des Asylrechts für verfolgte LGBTI in zahlrei-
chen EU-Mitgliedstaaten de facto schwierig. Die Umsetzung der Richtlinie in nationales 
Recht erfolgte in vielen EU-Mitgliedstaaten ohne explizite Berücksichtigung der sexuellen 
Orientierung und der Geschlechtsidentität der Asylsuchende. Dadurch lehnen die Asylbehör-
den zahlreicher, insbesondere mittel- und osteuropäischer EU-Mitgliedsstaaten, Asylanträge 
von LGBTI mit der Begründung ab, dass sie in ihrem Herkunftsland ihre Sexualität bzw. Ge-
schlechtsidentität verheimlichen könnten (Jansen/Spijkerboer 2011). Diese Aufforderung an 
LGBTI-Asylsuchende bedeutet oft Verfolgung und Lebensgefahr bei der Rückkehr in das 
Herkunftsland und verweigert den Menschen das Grundrecht, frei zu leben und stellt eine 
Verweigerung der Menschenrechte gemäß der gemeinsamen Erklärung der Vereinten Nati-
onen über sexuelle Orientierung und Geschlechteridentität dar. 

                                                

5
 Dänemark, Irland und das Vereinigten Königreich sind nicht an der Annahme der Richtlinie 2011/95/EU beteiligt. 
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2.1.2 Unterbringung von LGBTI-Flüchtlingen 
Aufgrund der verbreiteten Homo- und Transphobie in Asylunterkünften stellt die Unterbrin-
gung von LGBTI-Asylsuchenden ein weiteres nicht zu missachtendes Problem dar. Bei ihrer 
Ankunft in Europa müssen LGBTI-Flüchtlinge oft mit Menschen aus stark religiös geprägten 
Kulturkreisen zusammenwohnen, in denen Homo- und Transsexualität geächtet wird. Dies 
führt dazu, dass LGBTI-Flüchtlinge Missbilligung und soziale Ausgrenzung selbst in den Un-
terkünften Europas weiterhin erleben. 

Der Europäische Rat verabschiedete hierzu die Richtlinie 2003/9/EG (neugefasst durch die 
Richtlinie 2013/33/EU) zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylsu-
chenden in den Mitgliedstaaten. Ziel war, die Grundrechte sowie die Gleichbehandlung der 
Antragstellenden im EU-Raum zu gewährleisten und die materiellen Bedingungen für die 
Unterbringung festzulegen. Obwohl die Richtlinie keinen expliziten Bezug auf die besonde-
ren Bedürfnisse von LGBTI-Asylsuchenden nimmt, weist Artikel 21 auf die Berücksichtigung 
der Sondersituation von „schutzbedürftigen Personen“ in Aufnahmeeinrichtungen hin. Die 
EU-Mitgliedstaaten werden dementsprechend aufgefordert, alle Gewaltformen in Aufnahme-
einrichtungen vorzubeugen (Tsourdi 2014). Vor diesem Hintergrund wird in vielen EU-
Mitgliedstaaten über die Einrichtung separater Unterkünfte für LGBTI-Flüchtlinge diskutiert. 
Die Stadtverwaltung Amsterdams hat beispielsweise hierfür die Initiative ergriffen, indem seit 
September 2015 eine gesonderte Unterbringung für LGBTI-Flüchtlinge angeboten wird (Mül-
ler 2015). 

2.1.3 Asylverfahren und Asylentscheidungen für LGBTI-Flüchtlinge 
Ein wesentlicher Bestandteil der Asylverfahren ist der Beweis der Glaubwürdigkeit der Asyl-
anträge. Verfolgte LGBTI müssen Beweise vorlegen, die ihre Mitgliedschaft in einer verfolg-
ten sozialen Gruppe nachweisen, die sich auf das gemeinsame Merkmal der sexuellen Ori-
entierung bzw. der Geschlechtsidentität gründet. LGBTI-Flüchtlinge kommen allerdings aus 
Ländern, in denen der offene Umgang mit nicht-traditioneller sexueller Orientierung oder Ge-
schlechtsidentität extrem gefährlich ist. Daher können sie oft keine oder wenige Beweise 
ihrer sexuellen Orientierung bzw. Geschlechtsidentität bei Asylverfahren vorbringen. Auf-
grund ihrer Angst, sich von gesellschaftlichen Konventionen zu entfernen, haben zudem etli-
che verfolgte LGBTI-Asylsuchende Kinder und sind in ihren Herkunftsländern gegenge-
schlechtlich verheiratet. Diese Situation erschwert den Beweis ihrer Flüchtlingseigenschaft 
wesentlich. Trotz der fehlenden Transparenz über die Asylverfahren für LGBTI-Flüchtlinge 
berichten NGOs über einen erniedrigenden Umgang mit LGBTI bei Asylverfahren seitens 
nationaler Asylbehörden in EU-Mitgliedstaaten. Manche Asylverfahren für LGBTI-Flüchtlinge 
im EU-Raum enthalten zum Teil Befragungen über Sexualpraktiken und Prüfungen, basie-
rend auf das Vorführen pornografischer Videos (FRA 2015).  

Der Europäische Rat verabschiedete im Jahr 2005 die Richtlinie 2005/85/EG, die Mindest-
normen für die Asylverfahren zur Zuerkennung und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft 
festlegte. Diese wurde 2013 durch die Richtlinie 2013/32/EU neugefasst und inkludierte 
erstmalig Aufforderungen zur Berücksichtigung der sexuellen Orientierung und der Ge-
schlechtsidentität der Asylsuchenden bei Asylverfahren. Die EU-Mitgliedstaaten sind gemäß 
der Richtlinie aufgefordert, Mindestgarantien zur Gewährleistung der menschlichen Integrität 
von Asylsuchenden bei Asylverfahren in Anbetracht der Charta der Grundrechte der EU 
(GRC) geltend zu machen. Dementsprechend sollen die besonderen Bedürfnisse von 
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LGBTI-Flüchtlingen bei Asylverfahren berücksichtigt werden. Artikel 11 sieht vor, dass die 
Asylverfahren von LGBTI-Asylsuchenden Vertraulichkeitsbedingungen zu erfüllen haben. 
Gemäß Artikel 15 soll zudem sichergestellt werden, dass die anhörenden Interviewer der 
Asylverfahren befähigt sind, die persönlichen Umstände des Asylantrags zu berücksichtigen, 
einschließlich der sexuellen Orientierung und der Geschlechtsidentität der Antragstellenden. 
Bei der Festlegung von Mindestnormen bei Asylverfahren von LGBTI-Flüchtlingen spielt der 
Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) eine zentrale Rolle. Nach aktueller Recht-
sprechung wird die Durchführung von Prüfungen zur Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaft von LGBTI-Asylsuchenden eindeutig verboten, die im Widerspruch zur GRC stehen. 
Dementsprechend ist die Durchführung von detaillierten Befragungen über die Sexualprakti-
ken der LGBTI-Flüchtlinge oder die Anforderung von Beweismaterial über das Ausleben der 
sexuellen Neigung, wie beispielsweise Filme oder Fotos, explizit verboten (Intergroup on 
LGBT Rights 2014).  

Probleme bereitet aber auch die unzureichende Wissensgrundlage der zuständigen Behör-
den für die Asylverfahren über die rechtliche, politische und soziale Situation von LGBTI-
Flüchtlingen in ihren Herkunftsländern. Die Liste der als „sicher“ gekennzeichneten Her-
kunftsländer im nationalen Asylrecht vieler EU-Mitgliedstaaten inkludiert oft Länder, wie bei-
spielsweise Ghana und Senegal, in denen Homosexualität strafrechtlich geahndet wird (FRA 
2015). Zudem benötigen deren Mitarbeitende geeignete Kompetenzen im Umgang mit 
LGBTI, um eine Diskriminierung bei Asylverfahren zu überwinden; vor allem letzteres erklärt 
den oft zu beobachtenden erniedrigenden Umgang mit LGBTI-Flüchtlingen (EU-Parlament 
2012). Manche nationale Asylbehörden haben Expertinnen und Experten, die lediglich die 
eingereichten Asylanträge mit Bezug zur sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität 
verarbeiten und bewerten. Das belgische Amt für Migration und Flüchtlinge beispielsweise 
verfügt über eine eigenständige Abteilung zur Bearbeitung der Asylanträge, die auf sexuel-
lem Missbrauch und Verfolgung aufgrund der sexuellen Orientierung bzw. der Geschlechts-
identität begründet sind (FRA 2015). 
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3 Asylrecht und Asylverfahren für LGBTI-Flüchtlinge in 
den EU-Mitgliedstaaten 

Trotz der Entwicklung gemeinsamer EU-Rechtsvorschriften zur Anerkennung von Dritt-
staatsangehörigen als Flüchtlinge und zur Harmonisierung der Asylverfahren im EU-Raum, 
bestehen derzeit deutliche Unterschiede beim Umgang mit LGBTI-Flüchtlingen in den EU-
Mitgliedsstaaten. Die explizite Berücksichtigung der Geschlechtsidentität der Asylsuchenden 
bei der Umsetzung der o.g. EU-Richtlinien resultierte in vielen EU-Mitgliedstaaten erfolglos. 
Auch wenn die Verfolgung aufgrund der sexuellen Orientierung und der Geschlechtsidentität 
im nationalen Asylrecht vieler EU-Mitgliedstaaten als Flüchtlingsursachen anerkannt sind, ist 
die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft von verfolgten LGBTI nach wie vor willkürlich 
und schwierig (FRA 2015).  

Die europäische Abteilung der internationalen Föderation „International Lesbian, Gay, 
Bisexual, Trans and Intersex Association“ (ILGA-Europe), ein Dachverband mit insgesamt 
422 Mitgliedsorganisationen in 45 europäischen Ländern, veröffentlicht alljährlich „The Rain-
bow Europe“, einen Index, der Unterschiede bei der LGBTI-Rechtslage in europäischen 
Staaten sichtbar macht.6 Einer der sechs Hauptbereiche des Index beleuchtet die Unter-
schiede beim nationalen Asylrecht. Dieser Bereich des Index erfasst zum einen, ob die Ver-
folgung aufgrund der sexuellen Orientierung oder der Geschlechtsidentität im nationalen 
Asylrecht ausdrücklich anerkannt wird, und zum anderen, ob die Staaten Maßnahmen zur 
Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse von LGBTI-Flüchtlingen bei Asylverfahren 
getroffen haben, wie z. B. die Schulung von Personal der Asylbehörden oder die Abschaf-
fung von Prüfungen und Befragungen über Sexualpraktiken. Die unten stehende Tabelle 
schildert die Situation von LGBTI-Flüchtlingen in den 28 EU-Mitgliedstaaten anhand dieser 
Kriterien. 

In Anbetracht der Ergebnisse des Index lässt sich festhalten, dass sowohl der Umgang mit 
LGBTI-Flüchtlingen als auch die rechtliche Lage in den EU-Mitgliedstaaten sehr heterogen 
sind. Obwohl die Verfolgung aufgrund der sexuellen Orientierung als Flüchtlingsursache im 
nationalen Asylrecht der meisten EU-Mitgliedstaaten ausdrücklich anerkannt wird, gilt die 
Verfolgung aufgrund der Geschlechtsidentität als Flüchtlingsursache lediglich in sechs EU-
Mitgliedstaaten. Darüber hinaus finden sich Maßnahmen zur Beachtung der besonderen 
Bedürfnisse von LGBTI-Flüchtlingen bei Asylverfahren lediglich in neun EU-Mitgliedstaaten. 

Rechtsakte und Reporte institutioneller Instanzen der EU berichten seit Jahren über die er-
heblichen Diskrepanzen im Asylrecht der einzelnen EU-Mitgliedstaaten (EU-Parlament 2012, 
2014). Im Februar 2014 verabschiedete das EU-Parlament eine Entschließung zur Förde-
rung der europäischen Zusammenarbeit bei der Harmonisierung der Asylpolitik. In Zusam-
menarbeit mit der EU-Kommission und verschiedenen europäischen Akteuren soll u. a. si-
chergestellt werden, dass die Umsetzung der o. g. Richtlinien in nationales Recht auch die 
sexuelle Orientierung und die Geschlechtsidentität verfolgter Menschen berücksichtigt (EU-
Parlament 2014).  

 

                                                

6
 Eine Übersicht der Datenmatrix des Index 2015, einschließlich der Bereichen und untergeordneten Kategorien, ist unter fol-

gendem Link abrufbar: http://www.ilga-europe.org/sites/default/files/Attachments/side_b-
rainbow_eurpe_index_may_2015_no_crops.pdf (letzter Zugriff: 12.02.2016). 

http://www.ilga-europe.org/sites/default/files/Attachments/side_b-
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Nationales Asylrecht und Asylverfahren in den EU-Mitgliedstaaten 

EU-Mitgliedstaat Asylgesetz 
(Berücksichtigung der 
sexuellen Orientie-
rung) 

Maßnahmen zur 
Berücksichtigung 
besonderer Bedürfnis-
se (sexuelle Orientie-
rung) 

Asylgesetz 
(Berücksichtigung der 
Geschlechtsidentität) 

Maßnahmen zur 
Berücksichtigung 
besonderer Bedürfnis-
se (Geschlechtsidenti-
tät) 

Belgien     
Bulgarien     
Dänemark     
Deutschland     
Estland     
Finnland     
Frankreich     
Griechenland     
Irland     
Italien     
Kroatien     
Lettland     
Litauen     
Luxemburg     
Malta     
Niederlande     
Österreich     
Polen     
Portugal     
Rumänien     
Schweden     
Slowakei     
Slowenien     
Spanien     
Tschechien     
Ungarn     
Vereinigtes Königreich     
Zypern     

Quelle: ILGA-Europe Index 2015 (Stand: Mai 2015) 
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4 Fazit 
Die aktuelle Flüchtlingssituation stellt die EU, als politisches System, vor große Herausforde-
rungen. Der aktuell wachsende Zustrom von Flüchtlingen erfordert die Harmonisierung der 
nationalen Asylpolitik der EU-Mitgliedstaaten und die Schaffung eines soliden Rechtsrah-
mens im EU-Raum. Dieses Ziel entspricht einem hochbrisanten Baustein der politischen 
Agenda der EU. Bei der angestrebten Weiterentwicklung des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems ist es notwendig, die Vielfalt von Verfolgungsgründen und Verstößen gegen 
Menschenrechte im internationalen Kontext zu berücksichtigen. Die EU soll diese Verantwor-
tung übernehmen und damit ihre bedeutende Rolle bei dem Schutz und bei der Gewährleis-
tung von Menschenrechten auf internationaler Ebene konsolidieren. Dementsprechend wur-
den in den letzten Jahren bedeutende Rechtsakte seitens legislativer Instanzen der EU zur 
Gewährleistung der Asylrechte und zur adäquaten Behandlung von LGBTI-Flüchtlingen ver-
abschiedet. Die Verfolgung aufgrund der sexuellen Orientierung oder der Geschlechtsidenti-
tät wurde durch die Richtlinie 2011/95/EU ausdrücklich als Flüchtlingsursache festgestellt. 
Die Richtlinie 2013/32/EU fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, Mindestgarantien zur Gewähr-
leistung der menschlichen Integrität von Asylsuchenden in Anbetracht der Charta der Grund-
rechte der EU bei Asylverfahren geltend zu machen und die Richtlinie 2013/33/EU fordert 
die EU-Mitgliedstaaten u. a. auf, alle Gewaltformen in Aufnahmeeinrichtungen vorzubeugen. 

Der derzeit noch laufende Umsetzungsprozess der o. g. EU-Richtlinien in nationales Recht 
der EU-Mitgliedstaaten stellt allerdings die Berücksichtigung der sexuellen Orientierung und 
der Geschlechtsidentität der Asylsuchenden nicht sicher. Folglich lassen sich nach wie vor 
zahlreiche Probleme identifizieren, mit denen LGBTI-Flüchtlinge bei ihrer Ankunft im EU-
Raum konfrontiert werden. Die rechtliche Willkür bei der Zuerkennung, der erniedrigende 
Umgang bei Asylverfahren und die anhaltende Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ori-
entierung und der Geschlechtsidentität in Aufnahmeeinrichtungen bestehen weiterhin in etli-
chen EU-Mitgliedstaaten. Doch angesichts der mangelhaften Transparenz über die Asylver-
fahren und über die Rechtsgrundlage für die Asylentscheidungen in den EU-Mitgliedstaaten, 
ist es derzeit unmöglich, das Ausmaß der Problemlage abzusehen.  
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